
/ Öffentlich—rechtliche Vereinbarung
7 z_

Die. k4holische Ki‘chengemeinde :
vertreten durch den Vorsitzenden des Kirchenvorstapdes,

Eerrn Pastor • ktLund die Kirchenvor

glieder 14t*i4»%t ‚ beide aus

— nachstehend3 Kirchengemeinde genannt -

und
“*‘.

die Zinigemeinde - 6J(,
vertreten durch den‘ Ortsbuermeister, Eerrn ‘.tt4GS (4‘

— nachstehend Zivilgemeinde genannt — -

...

• ‘;scb1ießen vorbehaltlich de C-enebmigung durch die Bischöf—

liche- Behörde in Trier sowie aufgrunäVdes Gexneinderatsbe —

schlusses vom folgende öffentlich—rechtliche

Vereinbarungoh;
.

Die Kirchengemeinde ist Eigentümerin der z.. Z. als Friedhof -

• genutzten Grundstücke Flur f... Nr.

§2

Die Kirchengemeinde verpachtet der Zivilgemeinde vorstehendv

als Friedhof genutzte Parzellen zur weiteren Benutzung als
/

Friedhof.

:ze öffentlich—rechtliche Vereinbarung beginnt mit dem

und wird auf die Dauer geschlossen, in der

die genannten Grund;tücke als Friedhof genutzt werden und

auf diesem Friedhof Nutzungs— oder Ruherechte bestehen.

Die Zitlgeaeinde verpflichtet sich, den Friedhof solange

zu belegen, bis alle verfügbaren Plätze aufgebraucht sind,

und die Wünsche der Verstorbenen bez. deren Angehörigen zu

berücksichtigen. Nach Ablauf des letzten Nutzungs— oder

Ruherechtes fällt die Nutzung an die Kirchengemeinde zurück.
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Die der Kirchengemeinde geh,örenden Grundstücke sind dann

an die flrchengenzeind.e in ordp.unsgemäßen Zustand zurück—

zugeben. Die Gräber sind auf Verlangen d‘er Kirchngemeinde‘
...

abzuräuzen. .4 ‚4
—

§ ::
Der Friedhof .kann außerdem nur im Einvernebmh‘zwischeu der

flrchengemainda und, der Zivilgemeinde geschlossen werden;

jedoch unterwerfen sich die Vertragschließe4ea den, gelten

den öffentlichen Recht. ‚ .

—
4*.. . _

- .

§ 5 .

j.‘‘

Die durch die Zivilgemeinde zu zahlende Pacht beträgt

jährlich .lflc. DM (j T,J ) bis zua.

31.. 3. eines jeden Jah.es, erstmalig an .!11X4.‘t‘Y? fällig.

*
.‘•.

§6

Die Verwaltung des Eriedhofes durch die Zivilgemeinde erfolgt

nach.Naßgabe de“ gesetzlichen Bestimmungen dieses Vertrages

und einer von der Zitlgemeinde im Benehmen mit der Kirchen

gemeinde zu erlassenden Friedhofs— und &iedhofsgebüren

ordng -

Die Zivilgemeinde tritt in die Pf]ichten und Recht ein, die.>

die Kirchengemeinde Grabstätteninhabern und in Bezug auf den

Friedhof Dritten gegenüber durch die Friedhofordnzi.ng, Vertrag

oder Herkommen hat.

§ 8

Die Zivilgemeinde stellt die Kirchengemeinde von allen Haft—

pflichtansprüchen frei, die gegen sie als Eigentümer der in

§ 1 genannten Grundstücke geltend gemacht werden könnten.

Sie ist verantwortlich für die Verkehrssicherheit der über

nommenen Grundstücke.
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§9

Die Kirchengemeinde übergibt der Zivilgemeinde als Rechts—

nachfolgerin alle bis zum ‘3Q.L.Z?... abgeschlossenen ‘

Verträge bzw. Urkundez.. über die belegten bzw. noch zu be—

legenden. Femiliengräber.... . •r .

§ 10 •

Die Zivilgemeinde übernimmt ab‘< ...... den derzeitigen

Fnedhofswater, Herrn ..../ nach den in einez be —

/

son4ers abzuschließendevPersoaalübernahmevertrag fest —

gelegten Bedingungen,/ .

§11

Die auf dem. Friedhof sich befindenden Lfleitsgeräte gehen

gemäß dem. bestehenden InvenEnerzeicbnis kostenlos auS die

Zivilgemeinde über. Für die Übergabe ist eine besondere

Ubergabeverhandlung abzuschließen.
..

§12

Die Zivilgemeinde vernflichtet sich, den Friedhof und seine

Einrichtungen, würdig instand, zu halten, bei der Gestaltung

des Friedhof ?s dessen Charakter als Stätte christlicher

Verkündigung zu beachten und der Kirchengemeinde und anderen

chri&;lichen Kirchen und Religionsgemein.schaften die unge—

hinde:te Durciftibrung von. Trauerfeiern und sonstigen religiösen

Veranstaltungen (Gottesdienst und Prozessionen) auf dem Fried

hof und in den evtl. zum Friedhof gehöre niden Gebäulicbkejten

(Friedhofskapelle, Leichenhalle) nach kirchlicher Ordnung zu

gewährleisten. Die Zivilgemeinde verpflichtet sich ferner,

auf dem Friedhof und in den Friedhofsg&oäulichkeiten alles

zu untersagen, was dazu dienen könnte, den christlichen

Glauben und, Iie katholische Kirche herabzusetzen.

§13

tbr eine evtl. Neugestaltung und Erweiterung des Friedhofes

bestimmt die Zivilgemeinde. Wenn sie ein Gebäude auf den im

§ 1 genannten Grundstücken errichtet, so geht dies in das

-4-



•
4

Eigentt der Kirchengemeinde über. Diese -an nur mit

Zustüictung der Kirchengemeinde errichtet t, arden,‘tsoweit -

deren Eigentum. berührt wird- u ‘,

Die Zivilgemeinde trägt die Baukosten und für dieEauer der

Nutzung der Grundstücke als Friedhof auch die Kosten der -

gesamten baulichen Unterhaltung. Auch gehen während dei‘

Dauer dieser vertraglichen Vereinbarung sämtliche Betriebs

kosten vorhnnaener oder neu ra erri±teuder Gebäude z Lasten

der Zit1emeinda, die sich auch zur auskölicben Ver

sicherung der Gebäude gegen Feuer un4 andere Riiikea ver—

pflichtet.
---. s.t

)

Die Zitigeneinde verpflichtet sich, bei baulichen Veränderungen

des Kirchengebäudes den evtl. hierzu benötigten Grund irnd

Boden freizugeben.

§15

Vber das Schicksal etwaiger von der Zivilgeneinde errichteter

Gebäude nach Beendigung der Widmung der Grundstücke als Fried

hof werden die Vertragspartner zu gegebener Zeit eine Einigung

herbeiführen. Entschädigungsansprüche wird die Zivilgemeinde

gegenüter der Kirchengemeinde nicht geltend machen.

§16

Sollten sich bei Anwendung dieses Vertrages ?Ieinmgsverscbieden_

heiten ergeben, so kann jede der Vertragsparteien die Ein —

setzung eines Ausschusses verlangen, der aus je drei Vertretern

der Zivilgeme;aide und der Kirchengemeinde besteht. und die Auf

gabe hat, ein€ gütli‘;he Einigung herbeizuführen. Zu den Be

sprechungen drs Ausschusses können Vertreter der kommirnalen

und idrchlichca Aufsichtsbehörde hinzugezogen werden, sofern

dies für erforderlich erachtet wird.

§17

Änderungen di se Ve:‘einbarung bedürfen der jeweiligen Zu —

stitimung der &2tragsch1ie3enden und sind schriftlich fest

zulegen.
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§18

Nutzuag, Lasten und Gefahr gehen mit Abschluß dieser Ver

einbarung auf die Zivilgemeinde über. Sie endet erst, wenn

Rechte aus der Friedhofssatzung und Gebühren.ordnung nicht

mehr bestehen und die Enttddmung erfolgt ist.

§19

Diese Vereinba.ung ist vi.1fh gefertigt und tritt, vor—

behaltich der Genehmigung durch das Bischöfliche, General—

vikariat,, mit dem Tage der Untereichnuzg durch die Be —

teiligten in Kraft. -.

.‘4 fl.‘jJ.:
e7lehJflr‘L44, den
‘j •/
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E:atb. Kirchengemeinde

‘JfQfl o1Jip,4, L>L‘
Vorsitzender des

q 3 (Q

Die Nitglieder
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Trier, den 30. August 1979

Die vorstehende Vereinbarung wurde am 8. Jan. 1978 vom Kirchen—

vorstand beschlossen. Dieser Beschluß ist am 30. Augc 1979

vom Bischöflichen Generalvikasiat genehmigt worden/

i. A.

(Herrig)
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